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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 26. März 1965 

II/l— 08070— 5354/65 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier: Agrarpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Einfuhren von Fetten 
aus Griechenland. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 18. März 1965 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. Die Anhörung des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Vorschlag übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag für eine Verordnung des Rats 
über die Einfuhren von Fetten aus Griechenland 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT ^ 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
dessen Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung Nr. . . ./65/EWG des Rats 
vom . . . über die schrittweise Errichtung einer ge- 
meinsamen Marktorganisation für öle und Fette 
wird eine gemeinsame Regelung für den Handel mit 
ölen und Fetten eingeführt; hierin ist für die 
meisten Erzeugnisse die Anwendung von Zöllen für 
Olivenöl, Oliven und Oliventrester dagegen ein Ab- 
schöpfungssystem vorgesehen. 

Die von den Mitgliedstaaten Griechenland gegen- 
über angewendeten Zölle sind im Abkommen zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland 
festgelegt; diese Regelung muß beibehalten werden. 

Nach dem Protokoll Nr. 12 zu dem genannten Ab- 
kommen ist, soweit für Olivenöl Abschöpfungen er- 
hoben werden sollten, im Vorgriff auf die spätere 
Harmonisierung der Agrarpolitik der Gemeinschaft 
und Griechenlands, Griechenland gegenüber das 
gleiche System anzuwenden, das die Mitgliedstaaten 
untereinander anwenden. 

Das Abschöpfungsverfahren soll dazu dienen, den 
Unterschied zwischen dem Marktpreis eines Mit- 
gliedstaats und dem eines dritten Landes auszuglei- 
chen; nach den Grundsätzen der gemeinsamen 
Agrarpolitik wird die Abschöpfung gegenüber drit- 
ten Ländern auf Grund des Unterschieds zwischen 
dem Inlandpreis und dem Weltmarktpreis errechnet; 
die Abschöpfung gegenüber einem anderen Mitglied- 
staat dagegen wird auf Grund des Unterschieds 
zwischen dem Inlandpreis und dem Preis im anderen 
Mitgliedstaat errechnet; hierbei wird dieser letzt- 
genannte Unterschied um einen bestimmten Pau- 
schalbetrag verringert, um eine Gemeinschaftspräfe- 
renz zu gewährleisten. 

Die Verordnung Nr. . . ./65/EWG sieht für Oliven- 
öl einheitliche Ziel-, Rieht-, Schwellen- und Inter- 
ventionspreise vor; durch diese Preisregelung soll 
in allen Mitgliedstaaten ein einheitliches Preis- 
niveau für Olivenöl und Oliven erreicht werden, 
abgesehen von solchen Unterschieden, die sich aus 
dem natürlichen Preisbildungsvorgang ergeben; da- 
her konnte hier, den Grundsätzen des Abschöpfungs- 
systems entsprechend, im Handel mit den Mitglied- 
staaten auf Abschöpfungen verzichtet werden. 


Die durch die Verordnung Nr. . . ./65/EWG ein- 
geführte Preisregelung gilt jedoch nicht für Grie- 
chenland; daher können zwischen dem griechischen 
Marktpreis und demjenigen der Gemeinschaft Unter- 
schiede auftreten; diese Unterschiede müssen den 
Grundsätzen des Abschöpfungssystems entsprechend 
durch eine Abschöpfung ausgeglichen werden, die 
nach den allgemein im Rahmen der gemeinsamen 
Agrarpolitik für den Handel zwischen den Mitglied- 
staaten geltenden Regeln errechnet wird. 

Da Griechenland nicht verpflichtet ist, bei der Ein- 
fuhr von Olivenöl und Oliven aus dritten Ländern 
das für die Gemeinschaft geltende Abschöpfungs- 
system anzuwenden, könnte eine Anwendung dieser 
speziellen Abschöpfungssätze auch auf solche Er- 
zeugnisse, welche zwar in die Gemeinschaft aus 
Griechenland eingeführt werden, jedoch ihren Ur- 
sprung nicht in Griechenland haben, zu beträcht- 
lichen Verkehrsverlagerungen führen; daher dürfen 
diese speziellen Abschöpfungssätze ausschließlich 
für solche aus Griechenland eingeführten Erzeug- 
nisse gelten, die auch ihren Ursprung in Griechen- 
land haben — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Bestimmungen der Verordnung Nr. . . ./65/ 
EWG über den Handel mit dritten Ländern sind, so- 
weit sich nicht aus den nachstehenden Bestimmun- 
gen etwas anderes ergibt, auch auf den Handel zwi- 
schen der Gemeinschaft und Griechenland anzuwen- 
den. 

Artikel 2 

Abweichend von Artikel 2 Absatz 1 und 2 der 
Verordnung Nr. . . ./65/EWG wenden die Mitglied- 
staaten auf Erzeugnisse mit Ursprung in Griechen- 
land diejenigen Zollsätze an, die sich aus dem Ab- 
kommen zur Gründung einer Assoziation zwischen 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und Grie- 
chenland ergeben. 

Artikel 3 

1. Abweichend von Artikel 13 der Verordnung 
Nr. . . ./65/EWG wird bei der Einfuhr von Oliven- 
öl mit Ursprung in Griechenland eine Abschöp- 
fung erhoben, die dem um einen bestimmten 
Pauschalbetrag verringerten Unterschied zwi- 
schen dem sich aus Artikel 4, 8 und 9 der ge- 
nannten Verordnung ergebenden Schwellenpreis 
und dem Frei-Grenze-Preis entspricht. 
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2. Der Frei-Grenze-Preis für den Grenzübergangs- 
ort der Gemeinschaft im Sinne von Artikel 13 
Absatz 2 der genannten Verordnung wird von 
der Kommission unter Zugrundelegung der gün- 
stigsten Einkaufsmöglichkeiten auf dem grie- 
chischen Markt festgesetzt; bei etwaigen Quali- 
tätsunterschieden gegenüber der für den Schwel- 
lenpreis maßgebenden Qualität werden die 
Preise entsprechend berichtigt. 

3. Der Pauschalbetrag wird jedes Jahr nach dem 
in Artikel 36 der genannten Verordnung gere- 
gelten Verfahren auf Grund von Kriterien fest- 
gelegt, die der Rat auf Vorschlag der Kommission 
während der zweiten Stufe einstimmig, danach 
mit qualifizierter Mehrheit festsetzt. 

4. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden nach dem in Artikel 36 der genann- 
ten Verordnung geregelten Verfahren erlassen. 


Artikel 4 

1. Abweichend von Artikel 14 der Verordnung 
Nr. . . ./65/EWG wird bei der Einfuhr von Oliven 
mit Ursprung in Griechenland, soweit sie nicht 
für die Konservenindustrie bestimmt sind, eine 
Abschöpfung erhoben, die sich nach dem Öl- 
gehalt des eingeführten Erzeugnisses unter Zu- 
grundelegung des für Oliven mit Ursprung in 
Griechenland geltenden Abschöpfungssatzes 
richtet; dieser Ölgehalt kann pauschal festge- 
setzt werden. 

Die Abschöpfung vermindert sich um den Betrag, 
der sich aus der Anwendung des für Oliven mit 
Ursprung in Griechenland geltenden Zolls auf 
das eingeführte Erzeugnis ergibt, und erhöht sich 


gegebenenfalls um einen Betrag, welcher der 
nach Artikel 10 der genannten Verordnung ge- 
währten Beihilfe entspricht. 

2. Bei der Einfuhr von Oliventrester mit Ursprung 
in Griechenland mit einem einen bestimmten 
Satz überschreitenden Ölgehalt wird eine Ab- 
schöpfung erhoben, die sich nach dem Ölgehalt 
des eingeführten Erzeugnisses unter Anwendung 
des für Olivenöl mit Ursprung in Griechenland 
geltenden Abschöpfungssatzes richtet. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zu diesem Ar- 
tikel werden vom Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission mit qualifizierter Mehrheit erlassen. 

Artikel 5 

Jeder von der Kommission auf Grund von Ar- 
tikel 19 der Verordnung Nr. . . ./65/EWG getroffene 
Beschluß wird Griechenland mitgeteilt. 

Artikel 6 

Diese Verordnung gilt so lange, bis der Asso- 
ziationsrat den in Artikel 35 des Abkommens zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland 
vorgesehenen Beschluß gefaßt hat bzw. bis die in 
Artikel 36 Absatz 1 und 2 des Abkommens zur 
Gründung einer Assoziation zwischen der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft und Griechenland 
vorgesehene zweijährige bzw. einjährige Frist ab- 
gelaufen ist. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Begründung 


Artikel 33 des Abkommens zur Gründung einer | 
Assoziation zwischen der Europäischen Wirtschafts- | 
gemeinschaft und Griechenland bestimmt, daß die ; 
schrittweise Harmonisierung der Agrarpolitik der I 
Gemeinschaft und Griechenland mit dem Funktio- 
nieren und der Entwicklung der Assoziation für 
landwirtschaftliche Erzeugnisse Hand in Hand gehen 
soll. ! 

Im Vorgriff auf diese Harmonisierung der Agrar- | 
Politik wenden die Mitgliedstaaten auf die aus 
Griechenland eingeführten und in Anhang III des 
Abkommens genannten Erzeugnisse, zu denen auch 
das Olivenöl gehört, bereits die untereinander zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des Abkommens ange- 
wandten Zölle und Abgaben gleicher Wirkung an; 
die auf Grund von Artikel 13, 14 und 17 des Ver- 
trags von Rom erfolgenden schrittweisen Herabset- 
zungen dehnen sie auch auf Griechenland aus. 

Außerdem stellt nach dem Protokoll Nr. 12 zu dem 
Abkommen das im Rahmen der gemeinsamen Agrar- 
politik vorgesehene Abschöpfungssystem eine be- 
sondere Maßnahme dieser Politik dar, deren An- 
wendung durch eine der Vertragsparteien nicht als 
Abgabe mit gleicher Wirkung wie Zölle gilt. 

Die von der Kommission in ihrem Vorschlag zu 
einer gemeinsamen Marktorganisatiori für Olc und 
Fette vorgesehene Abschöpfung auf Olivenöl kann j 
daher auf in die Gemeinschaft eingeführtes Olivenöl -| 
mit Ursprung in Griechenland angewendet werden. | 

überdies gilt nach dem Protokoll Nr. 12, sofern 
für die im Anhang III des Abkommens genannten 
Erzeugnisse Abschöpfungen erhoben werden, Grie- 


chenland gegenüber die gleiche Regelung, wie sie die 
Mitgliedstaaten untereinander anwenden. 

Bestehen zwischen den jeweiligen Märkten der ein- 
zelnen Mitgliedstaaten Preisunterschiede, so wen- 
den diese untereinander Abschöpfungssätze an, die 
dem Unterschied zwischen dem im einführenden und 
im ausführenden Mitgliedstaat geltenden Preis ent- 
sprechen, vermindert um einen Pauschalbetrag, wel- 
cher die Vorzugsbehandlung des Mitgliedstaates im 
Vergleich zu dritten Ländern gewährleistet. 

Da für Olivenöl ein Einheitspreis eingeführt wurde, 
braucht beim Handel zwischen den Mitgliedstaaten 
keine Abschöpfung erhoben zu werden; da hingegen 
der Preis für Olivenöl in Griechenland von dem in 
den Mitgliedstaaten differieren kann, ist es notwen- 
dig, eine Abschöpfung im Handel zwischen Griechen- 
land und der Gemeinschaft vorzusehen. 

Aus diesem Grunde sieht der Vorschlag der Kom- 
mission die Festsetzung eines besonderen auf dem 
griechischen Marktpreis basierenden Frei-Grenze- 
Preises für griechisches Olivenöl vor. Der Abschöp- 
fungsbetrag entspricht dem Unterschied zwischen 
dem Schwellenpreis der Mitgliedstaaten und dem 
griechischen Frei-Grenze-Preis, verringert um einen 
Pauschalbetrag, der jeweils von der Kommission 
nach vom Rat erlassenen Kriterien bestimmt wird. 

Diese Abschöpfung wird auch auf Ol erhoben, das 
in für die Raffination bestimmten Oliven und in 
Oliventrester enthalten ist, die aus Griechenland 
stammen und in die Gemeinschaft eingeführt wer- 
den. 
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